
W S  DHS OO'l - 233/31
j

Gegenwart des Untersuchungsführers. Das kann auch zur Bearbei­
tung von Beschwerden Beschuldigter gegen das Untorsuchungs- 
organ oder bei der Zurückweisung von Provokationen Bedeu­
tung erlangen.

Moqlichkeiten der Dokumentisruna rechtsorhebllchcr Mittei­
lungen des Untersuchungsführers in Vernohmunnsprotolcoll

Beweiserhebiic'ne Informationen des Untersuchungsführers an 
den Beschuldigten sind grundsätzlich im Vernehmungsprotokoll 
zu dokumentieren. Das betrifft nicht nur die bereits darge­
stellten strafprozessual zwingend vorgeschriebenen Mittei­
lungen und Belehrungen des Beschuldigten über das eingelei­
tete Ermittlungsverfahren, seine strafprozessualen Rechte so­
wie über die vorhandenen Beweismittel, sondern darüber hinaus 
auch alle weiteren in der Beschuldigtenverr.e^jnung erfolgenden 
rechtserheblichen Mitteilungen an den BeschulBicten. Im 
wesentlichen handelt es sich bei dies«ŝ >%ilnf ormationen um 
zwei verschiedene Kategorien w
— Rechtsauskünfte an den Be^schuldifften ,
— Vermittlung beweiserheb^&icher Informationen an den Beschul­

digten.
Rechtsauskünfte vreFdeh dem Beschuldigten in der Vernehmung in 
vielfältiger 4Vej.se'-erteilt , meist als Bestandteil der Argumen- 
tation des Unt&rsuchungsf ührers, aber oft auch als Antwort 
des Untersuchungsführers auf entsprechende Anfragen. So werden 
in der Argumentation gegenüber dem Beschuldigten häufig die 
im Abschnitt 4.1.3. dargestellten Bezüge zu Grundprinzipien 
des sozialistischen Rechts hergestellt, der Beschuldigte wird 
wiederholt mit seinen strafprozessualen Rechten vertraut ge­
macht U SVY .

Die Dokumentierung solcher Rechtsauskünfte bzw. Belehrungen 
kann im Vernehmungsprotokoll beispielsweise auf folgende Weise 
erfolgen :

Der Fragestellung wird vorausgestellt:
“Seitens des Untersuchungsorgans werden sie unterrichtet, 
daß ..."
Es wird dann mit der folgenden Fragestellung fortoesetzt


